
sein. Abgesehen von den Fällen, daß ein Bürger, der 
erst kürzlich in der betreffenden Gemeinde zugezogen 
ist, durch ein Versehen der Verwaltung noch nicht in 
die Wählerliste aufgenommen wurde, kann dies darauf 
beruhen, 'daß die Wiederherstellung des durch Straf­
urteil oder Entmündigung entzogenen Wahlrechts den 
örtlichen Organen noch nicht bekannt ist und aus die­
sem Grunde die Aufnahme in die Wählerliste unter­
blieben ist. Die Berichtigung der Wählerlisten ist in 
diesen Fällen eine besonders verantwortungsvolle Auf­
gabe, ihre Voraussetzungen müssen daher auch beson­
ders sorgfältig geprüft werden. Umgekehrt können 
natürlich in die Wählerliste noch Personen eingetragen 
sein, denen zwischenzeitlich das Wahlrecht entzogen 
wurde.

Die Bestimmungen über die Berichtigung einer Wäh­
lerliste für die Fälle, in denen ein Wahlberechtigter 
nicht aufgenommen oder ein Nichtwahlberechtigter 
in der Liste enthalten ist, finden sich in § 12 Abs. 3 
und 4 des Wahlgesetzes. Während § 12 Abs. 2 den zu­
ständigen Räten ein Berichtigungsrecht für die Fälle 
gibt, in denen die Wählerliste technische Unrichtig­
keiten enthält (z. B. falscher Geburtstag, falsche Schrei­
bung des Namens u. ä.), sind die Fälle der Berichtigung 
solch schwerwiegender Fehler, die das Wahlrecht als 
solches betreffen, in § 12 Abs. 3 und 4 geregelt. Hier 
finden wir eine neue Form der Prüfung der Wahlbe­
rechtigung eines Bürgers.

Auch in den Fällen, in denen ein Bürger in der 
Wählerliste gestrichen werden soll oder in denen ein 
Bürger die Aufnahme in die Wählerliste verlangt, ent­
scheidet zunächst der Rat der Stadt, des Stadtbezirks 
bzw. der Gemeinde. Gegen seine Entscheidung steht 
dem Betroffenen jedoch der Einspruch an das örtlich 
zuständige Kreisgericht zu. Hiermit wird ein grund­
sätzlich neuer Schritt in der Regelung der Wahlberech­
tigung der Bürger getan, ein Schritt, der zugleich in 
der Praxis die Tätigkeit der Kreisgerichte erweitert, 
darüber hinaus aber auch für die Erkenntnis gericht­
licher Tätigkeit im allgemeinen von grundsätzlicher Be­
deutung ist. Die Übertragung dieser Aufgaben auf die 
Kreisgerichte beruht auf § 9 Satz 2 GVG. Hier ist vor­
gesehen, daß die Gerichte außer Straf- und Zivilsachen, 
für die sie gemäß § 9 Satz 1 GVG zuständig sind, durch 
besonderes Gesetz auch für andere Angelegenheiten 
zuständig gemacht werden können. Ob die Gerichte nun 
für die Entscheidung „anderer“ Angelegenheiten, d. h. 
im allgemeinen Angelegenheiten verwaltungsrechtlicher 
oder staatsrechtlicher Natur, zuständig werden, hängt 
prinzipiell davon ab, ob diesen Angelegenheiten eine 
solche Bedeutung zukommt, daß ihre Entscheidung 
durch die besondere Garantie des gerichtlichen Verfah­
rens sichergestellt sein muß. Wir haben eine solche be­
sondere gerichtliche Zuständigkeit z. B. für die Entschei­
dung über die Todeserklärung eines Bürgers. Nunmehr 
tritt als vielleicht wichtigste Zuständigkeit des Gerichts 
in „anderen“ Angelegenheiten die Entscheidung über 
das Wahlrecht eines Bürgers hinzu. Neben der Erkennt­
nis der prinzipiellen Erwägungen, die zur Übertragung 
solcher Angelegenheiten auf die Gerichte führen, müs­
sen wir in dieser Bestimmung des Wahlgesetzes auch 
einen Ausdruck des Vertrauens sehen, das die oberste 
Volksvertretung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik unseren Gerichten entgegenbringt. § 12 des Ge­
setzes über die Wahl zu den örtlichen Volksvertretun­
gen ist in jeder Hinsicht ein Ausdruck unserer sozia­
listischen Gesetzlichkeit.

Es ist aber nicht nur die Möglichkeit der Übertragung 
solcher Aufgaben an die Gerichte bereits in unserer 
Gerichtsstruktur vorgesehen, sondern auch das Verfah­
ren selbst, in dem diese Entscheidungen getroffen wer­
den müssen, ergibt sich aus den vorhandenen gesetz­
lichen Bestimmungen. Die Angleichungsverordnung zur 
Zivilprozeßordnung vom 4. Oktober 1952 kennt in ihrem 
Abschnitt VIH „besondere Verfahren“. Als solche be­
sonderen Verfahren sind in § 43 AnglVO zunächst vor­
gesehen Verfahren über die Behandlung des Hausrats 
und die Verfahren nach dem Verschollenheitsgesetz. 
Zu diesen besonderen Verfahren kommt nunmehr auf 
Grund des Wahlgesetzes auch die Entscheidung über 
das Wahlrecht eiries Bürgers. Wie das Verfahren zur 
Feststellung des Stimmrechts im einzelnen unter An­

wendung der geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
durchzuführen ist, hat der Minister der Justiz in der 
Rundverfügung 4/57 geregelt. Die sich aus dem Wesen 
dieses besonderen Verfahrens ergebenden und zu be­
achtenden Besonderheiten sind in dieser Rundverfügung 
ebenfalls erläutert. Sie ergeben sich daraus, daß es sich 
in diesen Fällen nicht um ein echtes streitiges Verfah­
ren iriit zwei sich gegenüberstehenden Parteien handelt, 
sondern um ein Verfahren, dessen Inhalt letztlich die 
Überprüfung einer Verwaltungsentscheidung ist. Das 
Gericht wird erst tätig, nachdem der zuständige Rat 
Stellung genommen und über die Streichung eines 
Bürgers aus der Wählerliste beschlossen oder seine Auf­
nahme abgelehnt hat. Der Rat der Stadt, des Stadt­
bezirks bzw. der Gemeinde muß den Bürger vor seiner 
Entscheidung hören. Der Bürger hat dann das Recht, 
eine ihn beschwerende Entscheidung des Rates bei dem 
zuständigen Kreisgericht durch Einlegung eines Ein­
spruchs nach § 12 Abs. 3 des Gesetzes anzufechten. Das 
Kreisgericht ist verpflichtet, innerhalb von drei Tagen 
endgültig über diesen Einspruch zu entscheiden.

Es soll hier nicht im einzelnen auf den Inhalt der 
Rundverfügung, die den Gerichten bereits zugegangen 
ist, eingegangen werden. Es ist jedoch erforderlich, 
einzelne Punkte, die von besonderer Bedeutung sind, 
hervorzuheben.

Besonderer Beachtung bedarf die Tatsache, daß § 12 
Abs. 4 des Wahlgesetzes die Gerichte verpflichtet, inner­
halb von drei Tagen über den Einspruch zu entscheiden. 
Es ist daher notwendig, diese Verfahren mit besonderer 
Beschleunigung, ggf. unter Zurückstellung anderer 
Sachen zu verhandeln. Um die gesetzlich festgelegte 
Frist einhalten zu können, ist es weiterhin erforderlich, 
daß die Justizangestellten, die mit diesen Verfahren zu 
tun haben werden, alles daran setzen, um der Zivil­
kammer eine fristgerechte Entscheidung zu ermög­
lichen. Es muß also sichergestellt werden, daß dem 
Vorsitzenden der Einspruch sofort vorgelegt wird, damit 
er die Möglichkeit hat, noch am gleichen Tag Termin 
anzuberaumen. Es muß ferner sichergestellt werden, 
daß die Ladungen zum Termin rechtzeitig zugestellt 
werden. Dies kann u. U. schwierig sein, wenn der Ein­
spruch gegen die Entscheidung des Rates einer Ge­
meinde eingelegt wird, die verkehrsungünstig gelegen 
ist. In diesen Fällen muß es in Kauf genommen werden, 
daß der mit der Zustellung beauftragte Justizangestellte 
für einen halben oder ganzen Tag für die andere Arbeit 
ausfällt. Man wird in allen notwendigen Fällen sich des 
Fernsprechers bedienen.

Das Gericht entscheidet durch Beschluß, der entweder 
dahin lauten kann, daß der Antragsteller im Besitz des 
Wahlrechts ist oder daß er nicht berechtigt ist, das 
Wahlrecht auszuüben. Der Beschluß wird also etwa 
lauten: „Der Bürger ... ist im Besitz des Wahlrechts. 
Er ist berechtigt, an der Wahl zu den örtlichen Volks­
vertretungen teilzunehmen“.

In Einzelfällen kann es sich ergeben, daß ein Bürger 
Einspruch einlegt, weil er der Auffassung ist, daß ihm 
das Wahlrecht im Gnadenwege wieder zuerkannt ist, 
obgleich er eine entsprechende Gnadenentscheidung 
noch nicht in seinen Händen hat. In diesen Fällen emp­
fiehlt es sich, dem Bürger anheimzustellen, seinen Ein­
spruch zunächst zurückzunehmen und ihn nach Vor­
liegen der Gnadenentscheidung zu erneuern, wenn der 
Rat der Stadt trotzdem bei seiner ablehnenden Ent­
scheidung bleibt.

Wenn auch im allgemeinen nicht damit gerechnet 
werden kann, daß die Zahl der zu erwartenden Ein­
sprüche besonders hoch sein wird, so empfiehlt es sich 
doch, mit den Vorsitzenden der Räte der Kreise bald­
möglichst Verbindung aufzunehmen, damit die für die 
Aufstellung der Wählerlisten verantwortlichen Organe 
über das von den Gerichten zu beachtende Verfahren 
unterrichtet werden können.

Auch wird es zweckmäßig sein, dafür zu sorgen, daß 
die örtliche Presse die Bürger über das Verfahren bei 
der Einlegung eines Einspruchs informiert.

Die Kreisgerichte müssen sich bewußt sein, daß § 12 
des Gesetzes über die Wahlen zu den örtlichen Volksver­
tretungen ihnen eine neue' wichtige Aufgabe stellt, die 
sie verantwortungsvoll und unbürokratisch in Wahrung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit erfüllen müssen.
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